

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 12./13. Dezember 1991 

Rathaus, Ratssaal 






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 12.12.1991, 09.07 Uhr



                Ende: 13.12.1991, 21.18 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

12.12.1991: 



12.46 bis 14.30 Uhr 



16.50 bis 17.20 Uhr 

17.21 bis 13.12.91 09.10 Uhr 13.12.1991: 



11.32 bis 11.59 Uhr 

12.05 bis 13.47 Uhr 

18.20 bis 18.42 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer 



Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

1. Schriftführer/in:

Frau Schalow 



Herr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:

Frau Schattke 



Frau Helmig

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 



Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Kaiser,

Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, 



Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein Tewes, Tovar, Voigt, 



Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder 

Es haben sich entschuldigt:  
Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Frau Kühl, Herr Witt, Herr Gebhardt

Anwesende hauptamtliche 

Magistratsmitglieder:

Oberbürgermeister Luckhardt,



Bürgermeister Dr. Möllenhoff,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, 



Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter Stadtschulrat Zimmer

Außerdem sind anwesend:

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel  

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Herrn Thode (Hauptamt)  

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Sie teilt mit, daß sich 5 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß zu Be​ginn der Sitzung 44 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Sie begrüßt besonders




Herrn Sauerbaum, VVK 

Herrn Lippe, KWG Herrn Bock, IHK 




Herrn Neumann, Kreishandwerkerschaft Herrn von Schlieben, DAG 




Herrn Reichert, DBB 




Herrn Herchenröder, DGB

2. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt mit, daß Ratsfrau Gabriele Hanowski-Zabel mit Schreiben vom 20. November 1991 mitgeteilt hat, daß sie ihr Mandat in der Ratsversammlung mit sofortiger Wirkung niederlegt. Frau Hanowski-Zabel kandidiert für den Landtag und will sich auf die Arbeit auf Landesebene konzentrieren.

Frau Hanowski-Zabel gehörte der Ratsversammlung seit dem 1. April 1990 an. Die Stadtpräsidentin hat ihr für die Mitarbeit in der Selbstverwaltung ge​dankt und ihr ein Buchgeschenk "Kiel in der Geschichte und Malerei" über​reicht.


Mit Schreiben vom 3. Dezember 1991 hat der Oberbürgermeister mitgeteilt:

"Als Nachfolgerin für die ausgeschiedene Ratsfrau Gabriele Hanowski-Zabel habe ich die in der Liste der Partei DIE GRÜNEN unter laufende Nr. 5 aufge​führte



Frau Christiane Pahnke, 



Tiroler Ring 376, 2300 Kiel 14,


festgestellt."

Die Annahmeerklärung von Frau Pahnke ist am 5. Dezember 1991 beim Wahllei​ter eingegangen. Damit ist Frau Pahnke von diesem Tage an, also seit dem 5. Dezember 1991, Mitglied der Ratsversammlung.


Stadtpräsidentin Reyer bittet Frua Pahnke, nach vorne zu kommen, um sie mit


folgendem Text durch Handschlag zu verpflichten:


"Ich verpflichte Sie


gemäß § 33 Abs. 5 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein


auf die gewissenhafte Erfüllung Ihrer Obliegenheiten und führe Sie in Ihre


Tätigkeit ein."

3. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung


rechtzeitig zugestellt worden ist.

Weiteres Beratungsmaterial ist innerhalb einer Zusammenstellung am 9. De​zember 1991 nachgesandt und mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Öffentliche Sitzung


Punkt 26. -
92. Änderung des Flächennutzungsplanes       - Drs. 832 -



für den Bereich Neumühlen-Dietrichsdorf



- Zurückgestellt -


Punkt 27. -
Bebauungsplan Nr. 650 für das Baugebiet      - Drs. 833 -



Neumühlen-Dietrichsdorf



- Zurückgestellt -


Punkt 31. -
Einziehung von Straßen                       - Drs. 837 -



hier: Seekamper Kirchensteig



- Zurückgestellt -


Punkt 41. -
Neubau einer Rettungswache für das           - Drs. 865 -



Notarzteinsatzfahrzeug



- Zurückgestellt -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Das Verfahren der Haushaltsberatungen wird zu Beginn des Punktes 5 erläu-


tert.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß es sich bei allen nachgereichten An​trägen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt, für die eine 2/3 Mehrheit der Anwesenden bzw. der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder er​forderlich ist.


Die Dringlichkeit des nachgereichten Materials wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen liegen nichth vor.


Damit sit die Tagesordnung in der nun vorliegenden Form genehmigt.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung 


am 10.10.91


Die Niederschrift hat ausgelegen, Einwendungen wurden nicht erhoben.


Antrag: Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 


10. Oktober 1991 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

5. Haushaltsberatung für 1992


Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) verweist auf die vorliegenden Bera-


tungsunterlagen:


Die Vorlage der Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel 

für das Haushaltsjahr 1992                                  - Drs. 810 -


mit dem Bewirtschaftsplan der Bühnen der Landeshauptstadt 


Kiel 1992/93 und


dem Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses

und dem Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe 

für das Wirtschaftsjahr 1992.

Vorab verschickt worden sind:

-
 der Vorbericht zum Haushaltsentwurf

-
 der Druckentwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 1992 mit 

Band 1 - Haushaltsplan, bestehend aus Verwaltungs- und Vermögenshaus- halt 



und 



Band 2 - Mittelfristige Finanzplanung 1991 bis 1995

-
 sowie die Kürzungslisten und die blaue Nachmeldeliste

Verschickt wurden darüber hinaus:

-
 der Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen im Finanzausschuß 



am 5. Dezember 1991

-
 die Antragslisten der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Verwaltungs- und 



Vermögenshaushalt.

Stadtpräsidentin Reyer verweist darüber hinaus auf die unter Punkt 5 der Tagesordnung aufgeführten Beratungspunkte und das dazu vrschickte und auf den Tisch gelegte Material, insbesondere den Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen im Magistrat am 11. Dezember 1991.

Alle früheren Kürzungsvorschläge sind bereits in die Veränderungsnachweise des Finanzausschusses und des Magistrats eingearbeitet.

Alle zum Haushalt gehörenden Punkte werden bei den jeweiligen Einzelab​schnitten aufgerufen. Das gilt auch für die Anträge der Fraktionen.

Stadtpräsidentin Reyer schlägt vor, die Anträge zum strukturellen Umbau des Haushalts - hierzu liegen ein SPD- und ein CDU-Antrag vor - nach der Bera​tung des Haushalts zu behandeln.

Die Wirtschaftspläne für das Wirtschaftsjahr 1992

-
 der Müllverbrennung Kiel GmbH

-
 der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH

-
 der Stadtwerke Kiel AG

-
 der Kieler Verkehrs AG

-
 der Kieler Seefischmarkt GmbH und

-
 der Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH

wurden nach Beschlußfassung durch die Aufsichtsräte dem endgültigen Haus​haltsplan als Anlage beigefügt.

Sie sind nicht von der Ratsversammlung zu beschließen.

Der Ablauf der Haushaltsberatungen ist im Ältestenrat besprochen worden. Danach beträgt die Redezeit

-
für den Oberbürgermeister             20 Minuten


- kommunalpolitischer Bericht -

-
für den Bürgermeister                 20 Minuten


- Haushaltsrede -

-
für die Fraktionen                    20 Minuten


- Stellungnahmen -

Ansonsten gilt für den Ablauf der Haushaltsberatungen die beschlossene Ge-

schäftsordnung, das heißt, daß die Redezeit für jede Sprecherin und jeden Sprecher bis zu 10 Minuten beträgt.

Jeder Sprecher und jede Sprecherin kann zu jeder Angelegenheit bis zu zwei​mal das Wort ergreifen. Angelegenheit im Sinne der Geschäftsordnung ist, wie im Ältestenrat besprochen, das, was zur Beratung aufgerufen wird.

Die Stadtpräsidentin wird jeden Einzelplan - und zwar Verwaltungs- und Ver​mögenshaushalt gemeinsam - einzeln aufrufen.

Sie teilt mit, daß im Ältestenrat Einvernehmen bestand, die


Unterabschnitte 792 - Kieler Woche -


und

  795 - Stadtjubiläum 1992 -

vorzuziehen und zu Beginn der Einzelplan-Beratungen beim Einzelplan 0

- Allgemeine Verwaltung - zu behandeln, da der Oberbürgermeister am Freitag in Wiesbaden sein wird, um die Unicef-Partnerschaft zu übernehmen.

Bezüglich des Mitwirkungsverbots von Ratsmitgliedern weist die Stadtpräsi​dentin auf folgendes hin:

Bei den Haushaltsberatungen ist als Angelegenheit im Sinne des § 22 GO (Ausschließungsgründe) der jeweilige Haushaltsansatz zu verstehen. Ist also z. B. über einen Zuschuß an einen Verein oder eine Organisation zu beraten, so sind der oder die Betroffene bei Vorliegen der Voraussetzungen nur bei der Beratung und Entscheidung über diesen Haushaltsansatz ausgeschlossen, nicht aber bei der Beratung und Entscheidung über den entsprechenden Ein​zelplan, den Gesamthaushalt oder gar die Haushaltssatzung.

Liegen Gründe für ein Mitwirkungsverbot nach § 22 der Gemeindeordnung vor, so ist es Pflicht der betreffenden Ratsmitglieder, vor Beginn der Beratung des betreffenden Punktes de Sitzungssaal für die Daer der Beratung dieses Punktes zu verlassen.

Ab ca. 12.30 Uhr wird die Sitzung für eine Mittagspause unterbrochen.

Daran anschließend ruft Stadtpräsidentin Reyer den Haushalt auf und teilt mit, daß sie nunmehr die Einzelpläne und innerhalb dieser die einzelnen Un​terabschnitte einschließlich der Wirtschafts- und Bewirtschaftspläne aufru​fen wird.

Bei den jeweiligen Einzelplänen wird sie als Einzelvorlagen und die Ände​rungsanträge der Ratsfraktionen ebenfalls zur Beratung aufrufen.

Über die aufgerufenen Unterabschnitte, jede dazugehörende Vorlage, die ein​zelnen Anträge der Fraktionen sowie jeden Einzelplan wird sie gesondert ab​stimmen lassen.




Beratung der Einzelpläne

Einzelplan 0 - Allgemeine Verwaltung

020 - Hauptamt

Hierzu ruft Stadtpräsidentin Reyer die gesonderten Vorlagen "Auflösung der Fliegenden Verwaltungsstellen" - Drs. 804 - sowie "Reinigung städtischer Gebäude" - Drs. 806 - auf.

Beschlüsse: siehe auf den nachfolgenden Drucksachen (TOP 5 d und 5 e)

051 - Statistik und Wahlen

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

051.6583 - Einrichtung eines statistischen       Neuer Ansatz:



Informationssystems STATIS-G          100.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

055 - Gleichstellungsstelle Antrag der CDU-Ratsfraktion: 

055.595 - Öffentlichkeitsarbeit        Kürzung des Ansatzes um 15.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin Reyer läßt anschließend über die Veränderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Einzelplan 0 - Verwaltungshaushalt - beschlie​ßen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan O:

Nach Antrag - mit Mehrheit

d) Betreff: Auflösung der Fliegenden Verwaltungsstelle      - Drs. 804 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag:  Die Verwaltung wird beauftragt, die Voraussetzungen zu schaf​fen, um die Fliegende Verwaltungsstelle aufzulösen.

Der Personalausschuß hat in seiner Sitzung am 26.11.1991 antragsgemäß und bei der Beratung des Stellenplans 1992 bechlossen, die Planstellen 020/008 und 020/016 mit dem Vermerk kw 2 zu versehen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - mit 3 Gegenstimmen

e) Betreff: Reinigung städtischer Gebäude                   - Drs. 806 ​


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt


Antrag:  1. Die Verwaltung wird beauftragt, die Voraussetzungen für

a) die schrittweise Umstellung der von eingenen Kräften ge- reinigten städtischen Gebäude auf Fremdreinigung

b) die Anhebung der Leistungsvorgabe bei der Eigenreinigung um 10 %

c) die Verringerung der Zeiten für Grundreinigungsarbeiten in Schulen von 6 auf 2 Wochen





zu schaffen.

2. Der Beschluß der Ratsversammlung vom 17. November 1977, kei​ne weiteren städtischen Einrichtungen zu privatisieren, wird aufgehoben.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 3 Gegenstimmen

Vermögenshaushalt

061 - Zentrale Datenverarbeitung

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

NEU   Ausbau der EDV

380.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 0 -

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin Reyer ruft nun, wie bereits mitgeteilt, den Einzelplan 7 

- Unterabschnitt 792 (Kieler Woche) und 795 (Stadtjubiläum) auf. Verwaltungshaushalt

795 - Stadtjubiläum

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN

795.7176 Zuschüsse für Aktivitäten
Mehrausgaben 25.000 DM



von Vereinen in den Stadtteilen

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung UA 795 - Stadtjubiläum - Verwaltungs- und Vermögenshaushalt:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung UA 792 - Kieler Woche - Verwaltungs- und Vermögenshaushalt:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Einzelplan 1 - Öffentliche Sicherheit und Ordnung Verwaltungshaushalt

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

110 - Ordnungsamt

623 - Verkehrserziehung

Neuer Ansatz 3.700 DM

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

115 - Umweltschutz

595 - Öffentlichkeitsarbeit

Kürzung des Ansatzes






um 30.000 DM

6610 - Beitrag an das Öko-Institut
Streichung des Ansatzes






von 2.000 DM

7014 - Institutionelle Förderung der
Kürzung des Ansatzes


BUND-Kreisgruppe

um 4.000 DMN

Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Beschluß über denr Veraltungshaushalt - Einzelplan 1 - einschl. der beschlpssenen Änderung:

- mit Mehrheit -








Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

130 - Öffentliche Feuerwehren

000.9350 - Fahrzeuge und onst. Transportmittel   Erhöhung des Ansatzes hier: Löschgruppenfahrzeug            um 260.000 DM, Streichung 

FF Meimersdorf                  der VE von 260.000 DM

025.940 - Neubau des FW-Hauses der FF Kiel-Mitte Neuer Ansatz 300.000 DM


- Planungsmittel -

Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam zur Abstimmung ge​stellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 1 -:

Nach Antrag - mit Mehrheit -






Einzelplan 2 - Schulen







Verwaltungshaushalt

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

576 - Lernmittel 

610 - Lehr- und Unterrichtsmittel




Herstellen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 2:

Nach Antrag - mit Mehrheit -








Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

21 - Grund- und Hauptschulen

040.9353 -Inventar für NW-Raum Grund- und        Neuer Ansatz  60.000 DM




Hauptschule Holtenau

040.941 - Herrichtung eines NW-Raumes in der
Neuer Ansatz 100.000 DM




Grund- und Hauptschule Holtenau

270.361 - Vom Land für Neubau der
Erhöhung des Ansatzes




Fridtjof-Nansen-Schule
um 900.000 DM

270.940 - Neubau Fridtjof-Nansen-Schule/
Erhöhung des Ansatzes um




Ersatz Fröbelschule
2.500.000 DM Kürzung der







VE um 2.500.000 DM

22 - Realschulen

093.9353 - Inventar für NW-Raum
Neuer Ansatz  60.000 DM





Theodor-Storm-Schule

093.941 - Herrichtung NW-Raum in der
Neuer Ansatz 100.000 DM




theodor-Storm-Schule

23 - Gymnasien

002.9355 - Ausstattung der Gymnasien mit
Erhöhung des Ansatzes





Computereinrichtungen
um 80.000 DM

030.9353 - Inventar für Biologieraum
Neuer Ansatz  65.000 DM





Ricarda-Huch-Schule

030.941 - Herrichtung Biologieraum
Neuer Ansatz 100.000 DM




Ricarda-Huch-Schule

280 - Integrierte Gesamtschule

001.361 - Vom Land für Um- und Erweiterungs-
Streichung des Ansatzes




bauten an der
von 2.500.000 DM




Toni-Jensen-Gesamtschule

001.940 - Herrichtung der Toni-Jensen-Schule
Streichung des Ansatzes




für die Gesamtschule
von 7.000.000 DM,

Streichung der VE von 6.500.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 2:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

Einzelplan 3 - Wissenschaft, Forschung, Kultur

Stadtpräsidentin Reyer ruft hierzu auf:

Die gesonderten Vorlagen

-
Einrichtung einer Computer-Lernwerkstatt
           - Drs. 885 -


für AB-Maßnahmen

und die Vorlage

-
Vergrößerung und Höhergruppierung des
           - Drs. 738 -


Philharmonischen Orchesters,

die von der CDU-Ratsfraktion als Antrag übernommen wurde sowie den

-
Bewirtschaftsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


für das Wirtschaftsjahr 1992/93.

Verwaltungshaushalt

Hier wird zunächst die Vorlage "Einrichtung einer Computer-Lernwerkstatt für abH-Maßnahmen" - TOP 50 - aufgerufen.

Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drs. 885

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

300 - Kulturamt

5914 - Kulturelle Stadtteilarbeit
Kürzung des Ansatzes








um 20.000 DM

7024 - Förderung von Aktivitäten mit
Streichung des Ansatzes




audiovisuellen Medien
von 29.000 DM

7030 - Zuschuß an Kieler Frauenwoche
Streichung des Ansatzes








von 10.000 DM

323 - Museum für Industrie- und Alltagskultur

Alle Ansätze streichen

341 - Kultur- und Kommunikationszentrum PUMPE

7010 - Zuschußbedarf des Trägervereins
Kürzung des Ansatzes




für die PUMPE


um 50.000 DM

342 - Kommunikationszentren

7012 - Zuschuß an den Kulturladen
Streichung des Ansatzes




Friedrichsort


von 90.000 DM

o) Betreff: Einrichtung einer Computer-Lernwerkstatt        - Drs. 885 ​für abH-Maßnahmen



Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag:  Zugestimmt wird einer Nachmeldung zum Haushaltsplan 1992





3501.001.364 - Vom Arbeitsamt für EDV-






Schulungseinrichtung             - 36.700,-- DM





3501.001.0353 - EDV-Schulungseinrichtung        - 49.000,-- DM



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

346 - Stadtgalerie

5901 - Ausstellungen, Wettbewerbe, sonstige
Kürzung des Ansatzes




Veranstaltungen, Werbung
um 10.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

323 - Museum für Industrie- und Alltagskultur

000.9353 - Inventar für Museumns- und
Streichung des Ansatzes




Ausstellungsräume

von 125.000 DM

000.9354 - Bestandsergänzungen der
Streichung des Ansatzes




Museumssammlungen

von 125.000 DM

331 - Bühnen der Landeshauptstadt Kiel

016.964 - Umstellung der Obermaschinerie
Neuer Ansatz  50.000 DM



im Opernhaus von Hand- auuf E.-An-



trieb - Planungsmittel

342 - Kommunikationszentren

001.987 - Inventar des Kulturladens Leucht-
Streichung des Ansatzes



turm in Pries-Friedrichsort
von 20.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

f) Die Stadtpräsidentin ruft nun die Diskussion zum Thema "A-Orchester" auf.


Hierzu liegt der CDU-Antrag - Drs. 738 - vor, der nachgeheftet ist.


Stadträtin   S i e b k e   (SPD) stellt namens ihrer Fraktion einen Re-


solutionsantrag, der ebenfalls nachgeheftet ist.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragt, beide Anträge alterna​tiv und namentlich abzustimmen.


Beschluß: 

In der Abstimmung (die Namensliste ist nachgeheftet) stimmen 23 Ratsmit​glieder für die SPD-Resolution, 15 für den CDU-Antrag, 4 stimmen gegen beide Anträge.


Damit ist die SPD-Resolution mit Mehrheit angenommen.

Betreff: Vergrößerung und Höhergruppierung des           - Drs. 738 ​


Philharmonischen Orchesters der Landeshauptstadt





Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Zimmer





I.
Das Philharmonische Orchester der Landeshauptstadt Kiel

wird stufenweise von der Vergütungsgruppe B des Tarifver​trages für die Musiker in Kulturorchestern (TVK) höher​gruppiert in die Vergütungsgruppe A TVK.


1. Stufe

Im Jahre 1993 werden zwei Planstellen eingerichtet.


Mehrkosten hierfür pro Jahr
ca.
112.600 DM


Dem gesamten Orchester wird aufgrund der

Tarifnormen die Zulage gemäß Fußnote zur Vergütungsdgruppe B der Vergütungsordnung zum TVK (nachfolgend Vergütungsgruppe B/F genannt) gewährt.

Mehrkosten für die Zulage von B nach B/F 


pro Jahr
ca.
251.400 DM


Mehrkosten für die Erhöhung der Tätig-


keitszulagen pro Jahr
ca.
22.000 DM


Mehrkosten Stufe 1 gesamt
ca.
386.000 DM


2. Stufe

Im Jahre 1994 werden drei Planstellen nach Vergütungsgruppe B/F eingerichtet.


Mehrkosten pro Jahr
ca.
168.900 DM


3. Stufe


Im Jahre 1995 werden vier zusätzliche


Planstellen eingerichtet.


Mehrkosten pro Jahr
ca.
225.200 DM


4. Stufe


Im Jahre 1996 werden 14 Planstellen einge-


richtet. Es werden lediglich fünf Plan-


stellen besetzt.


Mehrkosten pro Jahr
ca.
427.000 DM


Neun Planstellen werden mit einem Sperr-

vermerk versehen. Das gesamte Orchester wird gemäß TVK in die Vergütungsgruppe A eingruppiert.


Mehrkosten hierfür
ca.
756.500 DM


Mehrkosten Stufe 4 gesamt
  1.183.500 DM


Mehrkosten Stufen 1 - 4 betragen insgesamt   1.963.600 DM

II.  a) Die Chor- und Ballettgagen werden in



den Jahren 1993 bis 1995 entsprechend



den jeweiligen Tarifnormen um jährlich

38.000 DM


b) Im Jahre 1995 werden die Chor- und Bal-



lettgagen entsprechend den jeweils gel-



tenden Tarifnormen um

294.000 DM



angehoben.

III. Die gesamten Mehrkosten nach Abschluß der Höhergruppierungsmaßnahme werden nach dem


derzeitigen Stand der Vergütungstarifver-


träge jährlich auf
  2.295.600 DM


festgesetzt.

IV.  Dieser Beschluß wird erst wirksam, wenn das Land Schles​wig-Holstein schriftlich


erklärt hat, daß es die Hälfte der Mehrkosten, beginnend ab dem Haushaltsjahr 1993,


 trägt.

Nun werden die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Unterabschnitt 3020 - Auslandsbeziehungen - aufgerufen und gemeinsam zur Abstimmung gestellt. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

36 - Heimatpflege

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN

7011 - Patenschaft Tilsit


Minderausgaben von











4.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Abstimmung über Einzelplan 3:

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

c. Bewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr 1992/93 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -








Einzelplan 4 - Soziale Sicherung

A - Soziales

Verwaltungshaushalt

Anträge der SPD-Ratsfraktion:

4000.594 - Veranstaltungsmagazin
Mehrausgaben + 28.000 DM





"Älter werden"

41.240 - Kostenersatz


Mehreinnahmen + 200.000 DM

41.1612 - Quotales System


Mindereinnahmen











./. 78.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Anträge der CDU-Ratsfraktion: 41 - Sozialhilfe nach dem BSHG 

1612 - Einnahmen aus der gegenseitigen
Kürzung des Ansatzes




Kostenbeteiligung


um 195.000 DM

730 - Leistungen an natürliche Personen,
Kürzung des Ansatzes



Personen außerhalb von Einrichtungen
um 500.000 DM



Bekleidungsbeihilfen

4334 - Altenzentrum Freiligrathstraße

591 - Feiern, kulturelle Betreuung
Kürzung des Ansatzes






um 10.000 DM

470 - Förderung öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege

7015 - An verschiedene sonstige

Streichung des Ansatzes


Verbände für sonstige Ausgaben
von 1.500 DM

7043 - Notruf und Beratung für vergewaltigte
Streichung des Ansatzes


Mädchen und Frauen, Frauen
von 114.000 DM


gegen Gewalt e. V.

493 - Sonstige soziale Leistungen im eigenen Aufgabenbereich

787 - Arbeitslosenticket


Streichung des Ansatzes






von 900.000 DM

7893 - Zuschuß zum Projekt Frauennacht-
Streichung des Ansatzes


fahrmöglichkeiten


von 325.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) ruft sodann den CDU​Antrag auf Aufhebung eines Beschlusses der Ratsversammlung vom 13. Ju-

ni 1991, der nachgeheftet ist, auf.

Beschluß: siehe dort.

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Beschluß der Ratsversammlung vom 13.6.1991, wonach "auf die Überprüfung der bürgerlich-rechtlichen Unterhaltsfähigkeit der Eltern alleinerziehender Sozialhilfeempfänger/innen insoweit verzichtet wird, als der/die Alleiner​ziehende während der Betreuung eines oder mehrerer Kinder unter 16 Jahren nicht oder nur eingeschränkt erwerbstätig ist", wird aufgehoben.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Vermögenshaushalt

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

4334 - Altenzentrum Freiligrathstraße

108.941 - Umbau des eheml. Schwesternwohnheims
Neuer Ansatz von



zum Therapietrakt mit Anbindung an
452.000 DM



die bestehenden Gebäude und Inventar

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung zu diesem Unterabschnitt:

Nach Antrag - mit Mehrheit -

B. Jugend

Verwaltungshaushalt

Stadtrat   R a u p a c h
(SPD) bringt namens seiner Fraktion folgenden

Antrag ein:

"Schließung des Jugendtreffs Neumühlen-Dietrichsdorf und des Jugendcafes Stoschstraße"

Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Verwaltung wird beauftragt, alle Maßnahmen zur unverzüglichen Schließ​ung des Jugendtreffs Neumühlen-Dietrichsdorf und des Jugendcafes Stosch​straße einzuleiten.

Ziel ist eine Ersparnis bereits im Haushalt 1992 in Höhe von 200.000 DM (Neumühlen-Dietrichsdorf) und 50.000 DM (Jugendcafe Stoschstraße).

Die in  Verbindung mit der Schließung der Jugentreffs freiwerdenden Stellen werden mit einem kw-Vermerk versehen."

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit ​Anträge der CDU-Ratsfraktion:

45 - Jugendhilfe nach dem SGB VIII

760 - Erziehungshilfen außerhalb von Heimen
Kürzung des Ansatzes





um 350.000 DM

475 - Förderung öffentlicher und freier Jugendhilfe

7037 - An AWO für Stadtteilladen
Kürzung des Ansatzes


Turnstraße


um 48.000 DM

7044 - LOTTA e. V.


Streichung des Ansatzes


An den Verein Lotta e. V. für das
von 437.000 DM

Projekt Autonomes Mädchenhaus

Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit ​Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

Die in der Liste bereits enthaltenen Anträge werden gemeinsam mit den nach​folgend aufgeführten neuen Anträgen abgestimmt:

4070 - Beratungsgebühren


Mindereinnahmen 10.000 DM

4688 - Jugendcafe Stoschstraße
Mehrausgaben 50.000 DM

475 - Dietrichsdorf


Mehrausgaben 200.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

4600 - Kindergärten

015.940 - Planungsmittel für ein KTH in Hassee
Aufnahme einer VE in Höhe





von 50.000 DM

475 - Förderung öffentlicher und freier Jugendhilfe

042.987 - A. d. Kirchenkreis Kiel für den
Erhöhung des Ansatzes um




Neubau des KTH Calvinstraße
350.000 DM, Streichung der








VE von 350.000 DM

075.987 - Planungsmittel für den Neubau
Streichung des Ansatzes




eines KTH in Hassee
von 35.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) ruft nun die geson​derte Vorlage 5 p - Entgeltsordnung für die Benutzung der medizinischen Ba​deabteilung im Altenzentrum Neumühlen-Dietrichsdorf - auf.

Beschluß: siehe auf der nachgeheftete Drs. 878.

Abstimmung über Einzelplan 4: 

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

p) Betreff: Entgeltsordnung für die Benutzung der           - Drs. 878 ​



medizinischen Badeabteilung im Altenzentrum Neumühlen-Dietrichsdorf


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag:  Dem beigefügten 5. Nachtrag zur Entgeltsordnung für die Benut-

zung der medizinischen Badeabteilung im Altenzentrum Neumühlen​Dietrichsdorf wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Einzelplan 5 - Gesundheit, Sport, Erholung

Verwaltungshaushalt

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft hierzu die gesonderten Vorlagen

5 h - "Entgeltsordnung für die Vermietung von Strandkörben" und 5 g - "Ge​bührensatzung für die Nutzung der Schwimmhallen, Warmbadeeinrichtungen und Sommerbäder" auf.

Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Drs. 827 und 826.

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

550 - Sportamt

7001 - Förderung der Vereins- und Jugend-
Erhöhung des Ansatzes



arbeit


um 70.000 DM

7002 - A. d. Sportverband für
Erhöhung des Ansatzes



Übungsleiter

um 75.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

550 - Sportamt 

594 - Olympiastützpunkt Hamburg/Kiel

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gem. Liste werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -





Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

560 - Sport- und Spielplätze

055.952 - Sanierung Fögeplatz
Neuer Ansatz
650.000 DM

097.360 - Vom Bund für die Grunderneuerung
Neuer Ansatz
58.500 DM



des Grandplatzes Sportplatzgelände



Auberg

097.361 - Vom Land für die Grunderneuerung
Neuer Ansatz
58.500 DM



des Grnadplatzes Sportplatzgelände



Auberg

097.952 - Grundüberholung Grandplatz Auberg
Neuer Ansatz
390.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

h) Betreff: Entgeltsordnung für die Vermietung
           - Drs. 827 -




von Strandkörben


Berichterstatter: Stadtrat Günter Schmidt-Brodersen

Antrrag: Der beigefügten Entgeltsordnung für die Vermietung von Strand-




körben wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

g) Betreff: Gebührensatzung für die Nutzung der             - Drs. 826 ​



Schwimmhallen, Warmbadeeinrichtungen und Sommerbäder der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Günter Schmidt-Brodersen

Antrag:  Der beigefügten Gebührensatzung für die Benutzung der städti​schen Schwimmhallen, Warambadeeinrichtungen und Sommerbäden wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

594 - Olympiastützpunkt Hamburg/Kiel 

002.950 - Hinweisschilder

Minderausgaben
9.000 DM


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -


58 - Öffentliche Grün- und Parkanlagen

Verwaltungshaushalt

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

58.634 - Umweltverträglichkeitsprüfung
Mehrausgaben 65.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

025.952 - Grundüberholung von Grünanlagen
Erhöhung des Ansatzes



und Wanderwegen


um 100.000 DM

213.952 - Verbesserung der Beleuchtung
Neuer Ansatz 100.000 DM



in Angsträumen

973.952 - Schwentineufer - ehemaliges
Streichung der VE in Höhe



Anschützgebäude


von 145.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gem. Listen werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

593 - Kleingärten

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

020.952 - Sanierung von Altanlagen
Erhöhung des Ansatzes







um 75.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

50 - Gesundheitsamt

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Verwaltungshaushalt gem. An​tragsliste werden gemeinsam abgestimmt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft den Wirtschaftsplan des Städ​tischen Krankenhauses auf.

Bechluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung Einzelplan 5

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Einzelplan 6 - Bau- und Wohnungswesen, Verkehr

Verwaltungshaushalt

Stadtpräsidentin  -R e y e r   (SPD) ruft hierzu die gesonderten Vorla​gen "Satzungsgemäße Straßenreinigung" - TOP 5 1 - und "Änderung von Ge​bühren und Entgelten im Friedhofswesen" - TOP 5 i - auf.

Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Drucksachen 801 und
840.

Antrag der CDU-Ratsfraktion:





Zentral bewirtschaftete Ausgaben

500 - Deckungsring 802:

Erhöhung des Ansatzes



Unterhaltung der Gebäude
um 500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -






Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

63 - Gemeindestraßen

019.360 - Zuweisung vom Bund für den Bau
Erhöhung des Ansatzes




der Marconistraße - Straßenbau -
um 375.000 DM

019.950 - Bau der Marconistraße
Erhöhung des Ansatzes







um 500.000 DM

036.360 - Vom Bund für die Verlängerung
Erhöhung des Ansatzes




Edisonstraße

um 75.000 DM

036.950 - Verlängerung Edisonstraße
Erhöhung des Ansatzes







um 100.000 DM

039.360 - Vom Bund für den Bau eines Rad-
Neuer Ansatz
280.000 DM




weges im Kleinflintbeker Weg

039.950 - Bau eines Radweges im Kleinflint-
Neuer Ansatz
430.000 dM




beker Weg von Meimersdorf




bis Stadtgrenze

042.361 - Verlängerung der Olshausenstraße
Neuer Ansatz
550.000 DM




bis zum Torfmoorkamp

042.950 - Verlängerung der Olshausenstraße
Neuer Ansatz
640.000 DM




bis zum Torfmoorkamp

951.360 - Vom Bund für Schwarzdecken-
Neuer Ansatz
300.000 DM




maßnahmen (GVFG-Mittel)             

951.361 - Vom Land für Schwarzdecken
Neuer Ansatz 1.800.000 DM




maßnahmen (GVFG-Mittel)

951.950 - Schwarzdeckenmaßnahmen im Zuge
Erhöhung des Ansatzes




des öffentlichen Nahverkehrs-
um 3.000.000 DM




netzes und Verbesserung der




Straßenverhältnisse und Lärm-




schutz

953.950 - Verkehrsberuhigung
Streichung des Ansatzes







von 100.000 DM

65 - Kreisstraßen

022.360 - Vom Bund für die Fertigstellung
Erhöhung des Ansatzes




Skandinaviendamm

um 230.000 DM


022.950 - Fertigstellung Skandinaviendamm
Erhöhung des Ansatzes






um 350.000 DM


66 - Bundes- und Landesstraßen


015.950 - BAB-Anschluß Russeer Weg
Streichung des Ansatzes






von 30.000 DM


102.360 - Ausbau der Rendsburger Land-
Neuer Ansatz 1.400.000 DM





straße zwischen Wulfsbrook und





Waldwiese


102.950 - Ausbau der Rendsburger Land-
Neuer Ansatz 2.000.000 DM





straße zwischen Wulfsbrook und





Waldwiese


106.360 - Vom Bund für den Umbau Joachim-
Erhöhung des Ansatzes





platz mit Friesenbrücke
um 2.520.000 DM


106.361 - Vom Land für den Umbau Joachim-
Erhöhung des Ansatzes





platz mit Friesenbrücke
um 335.000 DM


106.950 - Umbau Joachimplatz mit
Erhöhung des Ansatzes





Friesenbrücke
um 3.650.000 DM, Er-

höhung der VE um 7.000.000 DM


68 - Parkeinrichtungen


013.360 - Vom Bund für Park-and-Ride-
Streichung des Ansatzes





System
von 240.000 DM


013.950 - Einrichtung Park-and-Ride-System
Streichung des Ansatzes






von 400.000 DM


Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

l) Betreff: Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen           - Drs. 801 



​Gebühr - 8. Nachtragssatzung -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die als Anlage beigefügte 8. Nachtragssatzung über die Reini-

gung der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.

i) Betreff: Änderung von Gebühren und Entgelten             - Drs. 840 -




im Friedhofswesen


Berichterstatter: Staddtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:  Der beigefügten 17. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für

Friedhöfe und Feuerbestattungsanlagen der Landeshauptstadt Kiel vom 27.12.1972 in der Fassung der 16. Nachtgragssatzung zur Ge​bührensatzung vom 13.02.1991 (Anlage 1) und dem beigefügten

15. Nachtrag zur Entgeltsordnung für die städtischen Friedhöfe in Kiel vom 27.12.1972 in der Fassung des 14. Nachtrages vom 13.02.1991 (Anlage 2) wird zugestimmt.

s) Betreff: Haushalt 1992
           - Drs. 894 -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:

Es wird ein Betrag von 820.000,-- DM für den Ausbau der Kai-






straße in den Haushalt 1992 eingestellt.

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Vermögenshaushalt Einzelplan 6 werden gemeinsam aufgerufen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung Einzelplan 6

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Einzelplan 7 - Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung

Verwaltungshaushalt

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) ruft hierzu die gesonderten Vorlagen "Neufassung der Entgeltsordnung für das Städtische Laboratorium" sowie "Ab​fallsatzung" auf.

Beschluß: siehe auf den nachgehefteten Drucksachen 848 und 726.

Anträge der CDU-Ratsfraktion:

790 - Fremdenverkehrswesen

7001 - Tourist Information e. V. Kiel
Erhöhung des Ansatzes









um 70.000 DM

791 - Wirtschaftsförderung

590 - Wirtschaftswerbung


Erhöhung des Ansatzes









um 30.000 DM

593 - Frauenförderpreis


Streichung des Ansatzes









von 5.000 DM

7173 - Förderverein Neue Produktion
Streichung des Ansatzes









von 20.000 DM

Die Anträge werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

791.7173 - An Förderverein Neue Produktion
Mehrausgaben 10.000 DM





e. V. für Untersuchung "Einkaufs-





verkehre in Kiel"

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit ​Vermögenshaushalt

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

791 - Wirtschaftsförderung

000.940 - Forschungs- und Technologie-
Erhöhung des Ansatzes




zentrum


um 500.000 DM, Kürzung









der VE um 500.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

k) Betreff: Neufassung der Entgeltsordnung über             - Drs. 848 ​



die Inanspruchnahme des Städtischen Laboratoriums


Berichterstatter: Ltd. Chemiedirektor Dr. Schlenger

Antrag:  Der beigefügten Neufassung der Entgeltsordnung über die Inan​spruchnahme des Städt. Laboratoriums wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

j) Betreff: Änderung der Satzung über die Vermeidung und    - Drs. 726 



​Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel




(Abfallsatzung)


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die beigefügten 1. Nachtragssatzung zur Satzung über die Ver​meidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Ab​fallsatzung) vom 29.11.1990 wird beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -  





bei 2 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

700 - Stadtentwässerung

018.951 - Erneuerung schadhafter Kanäle          Mehrausgaben 1.000.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

701 - Bedürfnisanstalten

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt über den folgenden, während der Sitzung eingebrachten Antrag der SPD-Ratsfraktion abstimmen:

"Schließung von zwei Bedürfnisanstalten

Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Verwaltung wird beauftragt, alle Maßnahmen zur unverzüglichen Schließ​ung von zwei Bedürfnisanstalten (Wellingdorf und Dreiecksplatz) einzulei​ten.

Ziel ist eine Ersparnis bereits im Haushalt 1992 in Höhe von 50.000 DM. Die freiwerdenden Stellen sind mit einem kw-Vermerk zu versehen." 

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Verwaltungshaushalt

Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN:

72 - Abfallbeseitigung

72.655 - Sachverständigen-, Gerichts- und        Mehrausgaben 230.000 DM ähnliche Kosten

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Vermögenshaushalt werden ge​meinsam aufgerufen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung Einzelplan 7:

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Einzelplan 8 - Wirtschaftliche Unternehmen, Allgemeines Grund- und Sondervermögen

Die CDU-Ratsfraktion übernimmt die Vorlage 5 m - Wirtschaftsplan der Hafen​und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1992, hier: Nachmeldung zum Entwurf des Vermögensplanes 1992

Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drs. 742.

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN gemäß Liste zum Verwaltungshaushalt werden gemeinsam aufgerufen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN zum Vermögenshaushalt werden ge​meinsam aufgerufen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin  -R e y e r    (SPD) läßt sodann über den Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirtschaftsjahr 1992 abstimmen.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung Einzelplan 8

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

m) Betreff: Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrs-        - Drs. 742 




betriebe für  das Wirtschaftsjahr 1992 




hier: Nachmeldung zum Entwurf des Vermögensplans 1992


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag:  Der als Anlage beigefügten Nachmeldung zum Entwurf des Vermö​gensplans 1992 wird zugestimmt. Es erhöhen sich im Entwurf des Vermögensplans der Hafen- und Verkehrsbetriebe für das Wirt​schaftsjahr 1992 die Einnahmen und Ausgaben um jeweils 412.000,-- DM und die Verpflichtungsermächtigungen um 4.400.000,-- DM.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Einzelplan 9 - Allgemeine Finanzwirtschaft

Verwaltungshaushalt

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) ruft hierzu die gesonderte Vorlage "Erhöhung der Vergnügungssteuer" auf.

Beschluß: siehe auf der nachgehefteten Drucksache 867.

Antrag der CDU-Ratsfraktion:

900 - Steuern und steuerähnliche Einnahmen

001 - Grundsteuer B
Kürzung des Ansatzes




um 5.000.000 DM

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN werden gemeinsam aufgerufen. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Sodann läßt Stadtpräsidentin Reyer die Anträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Vermögenshaushalt - gemeinsam abstimmen.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung Einzelplan 9

a. Verwaltungshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b. Vermögenshaushalt 


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

g) Betreff: Erhöhung der Vergnügungssteuer
           - Drs. 867 -


Berichterstatter: Bürgermeister Dr. Möllenhoff

Antrag:  Die beigefügte 3. Nachtragssatzung über die Erhebung einer Ver​gnügungssteuer für das Halten von Spiel- und Geschicklichkeits​automaten wird beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) ruft nun die vorliegenden Anträge zum strukturellen Umbau des Haushalts auf.

Es sind die Tagesordnungspunkte

5 n) - Drs. 868 - ein Antrag der SPD-Ratsfraktion und 

5 r) - Drs. 892 - ein Antrag der CDU-Ratsfraktion.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e    (F.D.P.) beantragt Überwei​sung beider Anträge in die Fachausschüsse.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:

Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stadtrat   D i e k e l m a n n    (CDU) beantragt Vertagung beider Anträge. - Vertagt -

n) Struktureller Umbau des stsädtischen Haushalts           - Drs. 868 ​hier: Aufgabenkritik


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Das Anwachsen der Sozialhilfelasten und die Einnahmeausfälle aus der Steuerreform der Bundesregierung haben viele bundesdeutsche Großstädte an den Rand der Katastrophe geführt. Durch die zusätzliche einseitige

Aufkündigung der Strukturhilfemittel und die ungerechte Verteilung der Kosten der deutschen Einheit durch Bonner Beschlüsse sind weitere Bela​stungen nicht zu verkraften.

Der kommunale Finanzausgleich ist in keiner Weise geeignet, die die ent​standenen Lasten abzumildern und die Strukturschwäche der Haushalte der kreisfreien Städte nachhaltig zu verbessern.

In Kenntnis der Situation des städtischen Haushalts und der politischen Rahmenbedingungen appelliert die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel deshalb an Bund und Land, keine weiteren Verschlechterungen zu La​sten der kommunalen Haushalte zu beschließen.

Mittelfristiges Ziel muß vielmehr eine umfassende Reform der Gemeindefi​nanzen im Sinne einer Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im gesamten Bundesgebiet gemäß Artikel 104 ff. des Grundgesetzes sein.

Dennoch bekennt sich die Ratsversammlung dazu, die Haushaltskrise aus eigener Kraft zu meistern. Mit der Vergabe eines Organisationsgutachtens wurde bereits ein erster Schritt getan.

Weitere Maßnahmen müssen allerdings folgen. Insofern war der Magistrats​beschluß vom 04.09.1991 als Einstieg der Dezernenten in eine Aufgaben​kritik zu verstehen.

Erste Ergebnisse liegen jetzt vor und sollen gemäß dem Bericht des Käm​merers vom 14.11.1991 ohne weitere Beantragung durch die Selbstverwal​tung umgesetzt werden. Die Ratsversammlung sieht die Notwendigkeit eines soliden, auf mehrere Jahre angelegten Konzeptes und bekräftigt ihrer​seits den eingeschlagenen Weg einer Aufgabenkritik durch den Magistrat. Sie faßt deshalb folgende Beschlüsse zur Konkretisierung dieser Aufträ​ge:


1. Der Magistrat wird gebeten, Überlegungen zur mittelfristigen Redu-

zierung von Ortsbeiräten und städtischen Ausschüssen anzustellen und hierzu entsprechende Konzepte vorzulegen.


2. Ab dem Haushaltsjahr 1992 gilt die Aufforderung an die Verwaltung,

die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse und der Ratsversammlung auf das absolute Mindestmaß zurückzuführen.


3. Der Feuerwehrdezernent wird gebeten, Szenarien für die Organisation

der Feuerwehr zu entwickeln, die davon ausgehen, daß das Feuerwehr​haus Mitte



a) nicht gebaut, 



b) in abgespeckter Form gebaut

wird. Die Freiwilligen Wehren sind in diese Organisationsüberlegun-



gen mit einzubeziehen.


4. Der Schuldezernent wird gebeten, den Schulentwicklungsplan nach Vor-

lage der politischen Vorgaben zügig vorzulegen und frühzeitig darauf hinzuweisen, wenn die Schließung von Schulen beabsichtigt ist.


5. Der jetzige Zuschuß für das Theater in Höhe von 15,1 Mio. DM wird

auf drei Jahre festgeschrieben. Der zuständige Dezernent wird gebe​ten, diesem Beschluß Rechnung zu tragen und ein entsprechendes Kon​zept unter Einbeziehung des Berichtes des Landesrechnungshofs vorzu​legen.


6. Kultur- und Kunstpreisverleihungen finden künftig nur noch alle zwei



Jahre statt.


7. Die Kulturdezernentin wird gebeten, die Schließung der Stadtbilderei



zum 01.01.1993 vorzubereiten.


8. Der Zuschuß für die Volkshochschule ist ab dem 01.01.1993 um

1 Mio. DM zu reduzieren. Die Kulturdezernentin wird gebeten, ent-

sprechende Konzepte zu erarbeiten und rechtzeitig vorzulegen.


9. Der Schuldezernent wird gebeten, Konzepte für eine Neuorganisation

der Arbeit der Stadtbücherei vorzulegen. Ziel ist die Schließung von Stadtteilbüchereien ohne vollständige Aufgabe des dezentralen Ange​botes.

10. Die Errichtung weiterer Sozialzentren wird vorerst ausgesetzt.

11. Im Hinblick auf die Schließung des Jugentreffs Neumühlen-Dietrichs​dorf und des Jugendcafes Stoschstraße stellt sich die Frage nach der Auslastung weiterer Einrichtungen der Jugendhilfe. In Zeiten knapper Finanzen sollten schlecht angenommene Einrichtungen geschlossen wer​den. Der Jugenddezernent wird gebeten, eine Beschlußvorlage mit ent​sprechenden Empfehlungen zu erarbeiten.

12. Der Magistrat wird gebeten, in allen Bereichen, in denen Beratungs​dienste angeboten werden, über die Erhebung von Gebühren nachzuden​ken. Der Oberbürgermeister wird mit der Koordinierung und Erarbei​tung einere entsprechenden Vorlage bis Frühjahr 1992 beauftragt.

13. Der Magistrat wird beauftragt, die über den gesetzlichen Auftrag hinausgehenden freiwilligen Leistungen im Sozialbereich und anderen Bereichen einer Überprüfung zu unterziehen.

14. Der Zuschuß für die Schwimmhallen und Sommerbäden wird um

1,349 Mio. DM gekürzt. Der Sportdezernent wird gebeten, entsprechend dieser Deckelung ein Konzept zu erarbeiten und baldmöglichst vorzu​legen. Die volle Kostenersparnis soll spätestens am 01.01.1993 er​reicht sein.

15. Für das Leistungszentrum Schilksee ist eine bessere Auslastung anzu​streben. Die Verbindung mit der städtischen Aus- und Fortbildung scheint dafür ein geeigneter Weg zu sein. Sport- und Personaldezer​nent werden um entsprechende Umsetzung gebeten.

16. Die Erhebung von Erschließungs- und Ausbaubeiträgen muß möglichst zeitnah erfolgen; Rückstände sind unbedingt abzubauen. Der Baudezer​nent wird um einen entsprechenden Bericht gebeten.

17. Wo immer möglich (und vertretbar) sollten Aufträge an Dritte verge​ben werden. Das gilt überwiegend für den Baubereich, sollte aber auch in anderen Bereichen der Verwaltung überprüft werden.

18. Im Hinblick auf die Schließung zweier Bedürfnisanstalten stellt sich die Frage, ob weitere Einrichtungen zu überprüfen sind. Der Ord​nungsdezernent wird gebeten, eine entsprechende Beschlußvorlage zu erarbeiten.

19. Der Ordnungsdezernent wird gebeten, im Außenbereich der Stadt über geänderte Straßenreinigungsdienste nachzudenken. Hier ist eine Ver​größerung der Abstände vorstellbar. Die Ratsversammlung erbittet da​zu eine Beschlußvorlage einschließlich der Darstellung der Gebühren​änderung.

20. Der Zuschuß für die Kieler Woche wird künftig auf 1,2 Mio. DM be​grenzt. Der Oberbürgermeister wird gebeten, dieser Vorgabe - mög​lichst bei Erhalt der Spiellinie - Rechnung zu tragen und entspre​chende Konzepte einschließlich Kostenplan vorzulegen.

21. Vorlagen der Verwaltung mit dem Ziel der Einsparung zu den Fliegen​den Verwaltungsstellen, dem städtischen Reinigungsdienst und dem Fuhrpark werden grundsätzlich unterstützt.

22. Zusätzlich wird der Magistrat gebeten, ein Konzept zu erarbeiten,

mit dem in den nächsten 3 Jahren - beginnend ab 1992 - 50 Stellen pro Jahr (zusätzlich zu den Stlelen der Reinigungskräfte) abgebaut werden.

Haushaltskonsolidierung, Aufgabenkritik und struktureller Umbau des Haushalts sind keine einmaligen Aktionen, sondern müssen in der ange​spannten Situatiuon des städtischen Haushalts konsequent fortgesetzt werden. Insofern appelliert die Ratsversammlung an den Magistrat, hier konstruktiv tätig zu werden und alle städtischen Aufgaben immer wieder kritisch auf den Prüfstand zu stellen.

Ziel aller Bemühungen muß es sein, finanziell handlungsfähig zu bleiben


und Gestaltungsspielräume zurückzugewinnen.

r) Struktureller Umbau des Haushalts der                    - Drs. 892 


​Landeshauptstadt Kiel


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, die folgenden strukturellen Einsparungs​vorschläge zu überprüfen, in Beschlußvorlagen umzusetzen und der Selbst​verwaltung zur Entscheidung vorzulegen:



1. Neuschneidung bzw. Reduzierung der Bezirke der Ortsbeiräte.



2. Einführung einer Eigenbeteiligung bei der Schülerbeförderung.



3. Verzicht auf weitere Ganztagsschulen.



4. Maßvolle Erhöhung der Essensgebühren in Ganztagsschulen.



5. Aufgabe der kommunalen Schuldnerberatung.



6. Prüfung, ob Hausbesuche bei Geburten aufgegeben werden können.



7. Verkauf von städtischen Gebäuden.



8. Auftragsvergabe für die Grünflächenpflege, Prüfstelle für Baustatik,

Architektenleistungen Hochbau (einschließlich Kürzungen im personel​len und sachlichen Bereich).



9. Reduzierung des Angebots der Volkshochschule (einschließlich der




Zahl der hauptamtlichen Lehrkräfte).


10. Schließung des Seebades Holtenau.

11. Reduzierung der Zahl der Stadtteilbüchereien mit Aufgabe der Fahrbü​cherei (die Hauptstellen in der Innenstadt und in Gaarden bleiben).


12. Verkauf des Bergschulheimes St. Andreasberg.

13. Einsparungen bei der offenen Jugendarbeit (aber nur unter der Bedin​gung, daß der Nachweis der Überflüssigkeit und des Überangebotes ge​führt wird).


14. Verkauf der Ostseehalle.


15. Verkauf der MVA.


16. Kündigung des Vertrages Hansastraße 48.

17. Verlagerung der Museumsaktivitäten auf den Warleberger Hof und Auf-




gabe der Stadtgalerie.

b) Betreff: Stellenplan 1992
                           - Drs. 811 -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag:  Die in der Anlage 1 a zusammengefaßten Stellenplananträge sowie die Entscheidungen über die Planstellen, die das Hauptamt im Rahmen seiner ihm durch Beschluß des Personalausschusses vom 19. November 1984 erteilten Befugnisse seit der Beschlußfassung über den Stellenplan 1991 getroffen hat (Anlage 2), werden ge​nehmigt.




Einzelplan 0


Anträge der CDU-Ratsfraktion:


024 - Presseamt


Streichung der folgenden neuen Planstelle:


1 x Stadtangestellte/r VII Bat 19,3 WoStd. kw 2 02.93 


Partnerstadt für UNICEF


055 - Gleichstellungsstelle/Frauenbüro


Streichung folgender Planstelle:


1 x Stadtangestellte/r III BAT

Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt.

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit ​Einzelplan 3


Anträge der CDU-Ratsfraktion:

323 - Museum für Industrie- und Alltagskultur


Streichung folgender neuer Planstellen:


1 x Amtsrat/rätin A 12 BBesO 


1 x Restaurator/in VI b BAT 


1 x Stadtangestellte/r VI b BAT

Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt. Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit ​Anträge der CDU-Ratsfraktion:

4003 - Amt für Soziale Dienste - Schuldnerberatungsstelle


Streichung folgender Planstellen:


1 x Sozialpädagoge/Sozialpädagogin IV b BAT 19,3 WoStd.


1 x Sozialpädagoge/Sozialpädagogin V b BAT 19,3 WoStd.


1 x Stadtdangestellte/r V c BAT


1 x Hauswirtschaftsleiter/in VII Bat 19,3 WoStd.


1 x Stenotypistin VII BAT 19,3 WoStd.


Die Anträge werden gemeinsam abgestimmt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Die folgenden Anträge der CDU-Ratsfraktion zur Einrichtung neuer Plan​stellen werden gemeinsam zur Abstimmung gestellt:


331 - Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


1 x Theatermeister/in V C/V b BAT 

Überwachung der Einhaltung der Vorschriften der Versammlungsstätten VO und der Unfallvehrütungsvorschriften


1 x Orchestermusiker/in TVK 


Verstärkung der Horngruppe

Beide Planstellen sind ebenfalls in der Antragsliste der Ratsfraktion


DIE GRÜNEN enthalten.


4000 - Sozialamt


2 x Stadtoberinspektor/in A 10 BBesO 

Einrichtung einer Prüfgruppe für die Geltendmachung von ERsatzansprüchen gegenüber Unterhaltspflichtigen


1 x Stadtangestellte/r IV b BAT 

Kalkulation der Heimkosten und Prüfung der Verwendung von Beihilfen und


Zuschüssen


1 x Stadtangestellte/r V c BAT 19,3 WoStd. 


Prüfung der Zuwendungen an freie Träger


791 - Amt für Wirtschafts- und Verkehrsförderung


1 x Stadtamtmann/Stadtamtfrau A 11 BBesO 


Technologietransfer


1 x Stadtamtmann/Staddtamtfrau A 11 BBesO 


Wirtschaftswerbung


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stadtrat   D i e k e l m a n n    (CDU) beantragt namens seiner Fraktion die Einrichtung folgender Stellen:


130 - Berufsfeuerwehr


2 x Hauptbrandmeister/in A 9 mD BBesO 


Betreuung/Wartung Einsatzleitrechner

Beide Planstellen sind ebenfalls in der Antragsliste der Ratsfraktion


DIE GRÜNEN enthalten.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) stellt nun die Änderungsanträge der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - mit Ausnahme der bereits beschlossenen ​gemeinsam zur Abstimmung.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit -

Gesamtabstimmung über den Stellenplan: Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin Reyer bittet Bürgermeister Dr. Möllenhoff, die Haushalts​satzung zu verlesen und läßt anschließend über die Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 810 - sowie den Bewirtschaftsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel, den Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhau​ses und den Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe abstimmen.

Beschluß über die Wirtschaftspläne: Nach Antrag - einstimmig -


Beschluß über die Haushaltssatzung: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Mit der Verabschiedung der Haushaltssatzung 1992 sind die Haushaltsberatun-


gen abgeschlossen.

c) Betreff: Mittelfristige Finanzplanung der                - Drs. 812 ​



Landeshauptstadt Kiel für die Jahre 1991-1995



Berichterstatter: Bürgermeister Dr. Möllenhoff



Antrag:  1. Zugestimmt wird dem

a) Mittelfristigen Investitionsprogramm. In die Restbetrags​spalte 1996 ff. des Investitionsprogramms 1991-1995 sind ausschließlich Ansätze von Fortsetzungsmaßnahmen und An​schlußinvestitionen aufzunehmen.





b) Finanzplan des Städtischen Krankenhauses





c) Finanzplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe





für die Jahre 1991 - 1995.

2. Von der Finanzplanung für die Jahre 1991 - 1995 wird Kenntnis genommen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 


a) Kieler Hafenentgelts-Ordnung                             - Drs. 792 -



---------------------------- 



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung der Hafen- und Verkehrsbetriebe ist in der dieser Nieder​schrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.


b) Ressortkonzept zur Neuorganisation der                   - Drs. 793 -



Territorialen Wehrverwaltung und des



Rüstungsbereichs



-------------------------------------- 



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amtes für Wirtschafts- und Verkehrsförderung ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.


c) Etatkürzungen Kieler Woche 1992



------------------------------- 



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Presseamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

8. Anträge der Fraktion 


a) Bericht zur finanziellen Lage der VVK                    - Drs. 813 -



------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird gebeten, der Ratsvesammlung zum frühestmöglichen Zeitpunkt einen umfassenden Bericht über die finanzielle Lage der Ver​sorgung und Verkehr Kiel GmbH vorzulegen.

Der Bericht soll eine eindeutige Zuordnung der Ursachen für die finan​ziellen Belastungen enthalten und aufzeigen, mit welchen Möglichkeiten Stadtwerke, KVAG und VVK diesen Belastungen begegnen wollen und welche Belastungen auf die Landeshauptstadt Kiel zukommen.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-


b) Dioxin-Messungen bei der Müllverbrennungsanlage          - Drs. 814 -



-----------------------------------------------



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Der Magistrat wird gebeten, mit dem Land gemeinsam dafür Sorge zu tra​gen, daß umgehend am Schornstein der MVA Kiel kontinuierliche Dioxin​Messungen vorgenommen werden. Mit dem Land soll eine präzise Ausgestal​tung entsprechender Messungen vereinbart werden.



Beschluß: einstimmig.


c) Nachwahl im Ortsbeirat Ravensberg/Brunswik/              - Drs. 876 -



Düsternbrook



-------------------------------------------



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:



Für das ausscheidende Mitglied



Frau Ursula Vauk, Ahlmannstr. 24, 2300 Kiel 1,



wird



Herr Christoph Mey, Holzkoppelweg 17, 2300 Kiel 1,



in den og. Ortsbeirat gewählt.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -


d) Umbesetzung von Ausschüssen                              - Drs. 893 -



--------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Gabriele Hanowski-Zabel wird Ratsfrau Christiane Pahnke Mitglied im Jugendhilfe-Ausschuß.



2. Für das ausgeschiedene Ratsmitglied Gabriele Hanowski-Zabel wird




Ratsherr Wilfried Voigt Vertreter im Umweltausschuß.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Bestellung einer Prüferin für das                   - Drs. 815 ​Rechnungsprüfungsamt


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Die Stadtdamtfrau Heidrun Bockmeyer wird gemäß § 115 (2) der Ge-

meindeordnung für das Land Schleswig-Holstein als Prüferin für das Rechnungsprüfungsamt bestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Genehmigung einer außerplanmäßigen Ausgabe bei      - Drs. 816 



​der Haushaltsstelle 0220.001.9353



- Ausstattung von Bildschirmarbeitsplätzen -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe bei

der neueinzurichtenden Haushaltsstelle 0220.001.9353 - Ausstat​tung von Bildschirmarbeitsplätzen - in Höhe von 51.000,-- DM.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von 51.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 115.008.360 - vom Bund - Er​stattung für die Sanierung Julienluster Weg -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Mehrkosten bei der Schülerbeförderung               - Drs. 817 ​



hier: Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
a) Bei der Haushaltsstelle 290.6141 - Fahrkosten für Schulwege -

wird der sofortigen Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 300.000,-- DM zugestimmt.

b) Der vorstehende Betrag wird gedeckt durch Sperre folgender Be​träge:




- Bei der Haushaltsstelle 22.542





- Wasser, Gas- und Strombezug -





in Höhe von                                  50.000 DM




- Bei der Haushaltsstelle 23.542





- Wasser-, Gas- und Strombezug -





in Höhe von                                 200.000 DM




- Bei der Haushaltsstelle 24.544





- Gebäudereinigung - in Höhe von             50.000 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  Heizungsanlage Autobücherei, Gaardener Straße 6     - Drs. 818 -


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Folgende Anordnung des Oberbürgermeisters nach § 82 Abs. 1 GO



wird genehmigt:

Einer überplanmäßigen Ausgabe von 15.000,-- DM bei Sammelnachweis 501 - Unterhaltung der maschinellen, der Heizungs- und Lichtanla​gen - wird zugestimmt. Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Minder​ausgaben bei der HHSt. 27/7021 



- Verein Seelenpflegebedürftiger Kinder e. V. -  9.800,-- DM 



und 21/712 - Übernahme von Kostenbeiträgen 



für Kindergärten nach § 121 Abs. 1 SchulG        5.200,-- DM

15.000,-- DM ============


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Ausbau der Außenstelle Steenbeker Weg der
- Drs. 819 -



Beruflichen Schulen am Schützenpark



- Sozialwirtschaft -


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
1. Die Außenstelle der Beruflichen Schulen am Schützenpark - So-

zialwirtschaft - am Steenbeker Weg - Fachbereich Garten​bau/Floristik - wird unter dem Vorbehalt der Finanzierung aus Strukturhilfemitteln bedarfsgerecht ausgebaut. Die Verwaltung wird beauftragt, mit der Landwirtschaftskammer Schleswig-Hol​stein als Grundstückseigentümerin eine Erweiterung und Verlän​gerung um 30 Jahre des Vertrags aus 1965/66 auszuhandeln.

2. Die Erweiterung ist - vorbehaltlich der Zustimmung durch die Schulaufsicht - nach folgendem Raumprogramm vorzunehmen:




3 Klassenräume   59 m

177 m 




1 Fachraum Naturwissenschaften


79 m 




1 Sammlungs- und Vorbereitungsraum dazu


59 m 




1 EDV-Raum


79 m 




1 Nebenraum dazu


22 m 




1 Büro Fachbereichsleiter


14 m 

430 m ======

Mit der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein ist hinsicht​lich des EDV- und des NW-Raumes über ein Konzept der Mitnut​zung und Mitfinanzierung durch die Lehr- und Versuchsanstalt für Gartenbau zu verhandeln.



3. Die Bauverwaltung wird beauftragt, Bauunterlagen zu erstellen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Mehrkosten bei Grundstücksabgaben


- Drs. 820 -



hier: Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
a) Bei der Haushaltsstelle 24.540 - Grundsteuern und sonstige

Grundstücksabgaben - wird der sofortigen Leistung einer über​planmäßigen Ausgabe in Höhe von 60.000,-- DM zugestimmt.

b) Der vorstehende Betrag wird gedeckt durch Sperre eines Betra​ges von 30.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 21.542 - Wasser-, Gas- und Strombezug - sowie eines Betrages von 30.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 24.542 - Wasser-, Gas-. und Strombe​zug -


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Abonnements von Zeitungen und Zeitschriften


- Drs. 821 -

von der Stadtbücherei - überplanmäßige Ausgabe -


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Folgender überplanmäßiger Ausgabe wird zugestimmt



352/607 - Zeitschriften          7.300,-- DM

Die Ausgabe wird gedeckt durch die Einsparungen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 352/605 - Ergänzung und Unterhaltung des Buchbestandes -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Ausgleichszahlungen bei Blindheit und Schwerst-     - Drs. 795 ​pflegebedürftigkeit


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach


Antrag:
Folgende Eilentscheidung nach § 82 Abs. 1 Satz 3 GO wird



getroffen:

Bei der Haushaltsstelle 493.785 (Ausgleichszahlungen bei Blind​heit und Schwerstpflegebedürftigkeit) wird einer sofortigen über​planmäßigen Ausgabe, die keinen Aufschub duldet, von 18.400,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben bei 470.7013 - An verschiedene Organisationen für Einzelfahrten im Rahmen des Not​und Fahrdienstes für Behinderte).


Redaktionelle Änderung des Antragstextes: 


Satz 1 lautet wie folgt: 

"Folgende Eilentscheidung des Magistrats vom 13. November 1991 nach § 82


Abs. 1 Satz 3 GO wird genehmigt."

Beschluß einschließlich dieser redaktionellen Änderung: - einstimmig -

17. Betreff:  Überplanmäßige Ausgaben im Haushaltsjahr 1991       - Drs. 796 



​hier: Genehmigung der Eilentscheidung des Ober-



bürgermeisters


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Zustimmung des Oberbürgermeisters wird genehmigt:

Zugestimmt wird der Leistung von überplanmäßigen Ausgaben im Haushaltsjahr 1991 bei der Haushaltsstelle 475.7003 - Erholungs​maßnahmen - in Höhe von 30.000,-- DM.

Die Mehrausgaben werden durch Minderausgaben bei den Haushalts​stellen 475.7007 - Internationale Begegnungen im In- und Aus​land - in Höhe von 20.000,-- DM, 475.7010 - Jugendbildungsveran​staltungen - in Höhe von 8.000,-- DM und 475.7011 - Mitarbeiter​schulungen und Mitarbeiterfortbildungen - in Höhe von 2.000,-- DM gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Grundstücksabgaben im Bereich der Alten- und        - Drs. 822 



​Pflegeheime - überplanmäßige Ausgabe gem.   82 GO-


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von insgeamt



23.700,-- DM bei den Haushaltsstellen



431.540        7.500,-- DM 



432.540       16.200,-- DM



- Grundstücksabgaben -

wird gemäß § 82 (2) GO zugestimmt. Die Mehrausgabe wird durch Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 432.624 - Psychiatrischer Konsiliardienst - gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Beköstigung in den Altenheimen                      - Drs. 823 ​- 



überplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

23.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 431.570 - Beköstigungsmit​tel - wird gem. § 82 GO zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird durch Minderausgaben in Höhe von

23.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 4333.623 - Fahrdienst - ge​deckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Beköstigung im Altenzentrum Gertrud-Völcker-Haus    - Drs. 824 ​- 



überplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

21.000,-- DM bei Haushaltsstelle 4333.570 - Beköstigungsmittel ​wird gem. § 82 (2) GO zugestimmt.

Die Mehrausgabe wird durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 4333.130 - Einnahmen aus Verkauf von beweglichen Sachen - in Höhe von 15.000,-- DM und durch Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 4333.523 - Fahrdienst - in Höhe von 2.000,-- DM sowie Haushalts​stelle 4333.624 - Psychiatrischer Konsiliardienst - in Höhe von 4.000,-- DM gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Grundsteuern für Liegenschaften des Amtes           - Drs. 825 ​



für Soziale Dienste und des Sozialamtes



- Überplanmäßige Ausgabe gemäß § 82 GO -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 434.540 - Grundsteuern und sonstige

Grundstücksabgaben - wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 50.500,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben in Höhe von 26.500,-- DM bei der HHSt. 434.677 - Kieler Stadtmission e.V. -, 20.000,-- DM bei der HHSt. 493.780 - Krankenversorgung nach § 276 LAG - sowie Minderausgaben in Höhe von 4.000,-- DM bei der HhSt. 434.6771 - An den Christlichen Verein zur Förderung Sozialer In​itiativen für Betreuungsaufgaben.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Vergaberichtlinien                                  - Drs. 828 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der anliegenden Fassung der Richtlinien für die Vergabe städti-

scher Aufträge und für vertragliche Vereinbarungen wird zuge​stimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig - bei 1 Enthaltung

23. Betreff:  B-Plan Nr. 752 für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-    - Drs. 712 



​Dietrichsdorf, beiderseits Heikendorfer Weg,

Grenzstraße, Großer Ebbenkamp, Geldbeutel, südlichder Grundstücke Eekberg, nördlich Tiefe Allee bis zur östlichen Grenze der Grundstücke SchönkirchnerStr.31 und 40, Scharweg 15 und 24, Schwentine (Aufstellungsbeschluß: Änderung und Konkretisierung der Planungsziele) sowie Veränderungssperre


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Die am 13.06.1991 beschlossene Ergänzung des Aufstellungsbe-

schlusses für den Bebauungsplan Nr. 752 in Neumühlen-Die​trichsdorf wird dahingehend geändert, daß die darin festge​schriebene alleinige Nutzung des ehemaligen Anschütz-Gebäudes als Hotel aufgehoben wird.

2. Die sonstigen Planungsziele des am 13.06.1991 gefaßten Auf​stellungsbeschlusses werden entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Vorentwurf für den B-Plan Nr. 752 beschlossen.

3. Die Planungsziele des Bebauungsplanes Nr. 752 haben dem be​schlossenen Ostuferhafenkonzept sowie der weiteren Entwicklung des Ostuferhafens Rechnung zu tragen.

4. Das gemeindliche Einvernehmen gem. § 14 (2) BauGB zu der Aus​nahme von der am 18.06.1991 beschlossenen Veränderungssperre Nr. 42 wird für eine Rehabilitationseinrichtung im ehemaligen Anschützgebäude erteilt, wenn der B-Plan Nr. 752 einen Verfah​rensstand nach § 33 (2) BauGB erreicht hat.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 2 Gegenstimmen

24. Betreff:  Aufhebung des Aufstellungs- und Entwurfs-           - Drs. 829 ​



beschlusses für den B-Plan 682 mit dem Baugebiet

Kiel-Mitte, Pagenkamp, Von-der-Tann-Straße, Königsweg, Harmsstraße sowie Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Bau einer zweigeschossigen Stellplatzanlage


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
a) Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 15.01.1981

für den Bebauungsplan Nr. 682 mit dem Baugebiet Kiel-Mitte, Papenkamp, Von-der-Tann-Straße, Königsweg, Harmsstraße wird aufgehoben.

b) Der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 29.04.1982 für den Bebauungsplan Nr. 682 mit dem Baugebiet Kiel-Mitte, Papen​kamp, Von-der-Tann-Straße, Königsweg, Harmsstraße wird aufge​hoben.

c) Das gemeindliche Einvernehmen nach § 34 Baugesetzbuch in Ver​bindung mit § 36 Baugesetzbuch zum Bau einer zweigeschossigen

Stellplatzanlage (Quartiersgarage) mit ca. 120 Plätzen im In​nenbereich des Baublocks Papenkamp, Von-der-Tann-Straße, Kö​nigsweg, Harmsstraße wird erteilt.


Beschluß: Zurückgestellt

25. Betreff:  2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 416 für das     - Drs. 830 ​



Baugebiet Kiel-Schilksee, Funkstellenweg,



Langenfelde, Seeadlerweg, Stubbeckredder



(Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Schilksee, Funkstellenweg, Langenfelde,

Seeadlerweg, Stubbeckredder, wird die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 416 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  92. Änderung des Flächennutzungsplanes für den      - Drs. 832 



​Bereich Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen



Poggendörper Weg und Stadtgrenze



(erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
a) Der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 21.03.1991 für




die 92. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel

- Fassung 1970 - für den Bereich Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Poggendörper Weg und Stadtgrenze wird aufgehoben.



b) Die 92. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel

- Fassung 1970 - für den Bereich Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Poggendörper Weg und Stadtgrenze wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf be​schlossen.


Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

27. Betreff:  B-Plan Nr. 650 für das Baugebiet Kiel-Dietrichs-    - Drs. 833 ​



dorf, zwischen Schönkirchener Straße 77 und 102

sowie Einmündung Oppendorfer Straße in die Schönkirchener Straße und Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem B-Plan Nr. 647 (erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
I.  Die Entwurfsbeschlüsse der Ratsversammlung vom 21.03.1991

a) für die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 647 für das Baugebiet Kiel-Dietrichs​dorf, beiderseits Schönkirchener Straße, zwischen den Straßen Strohredder und Steertsraderedder, westlich der Flurstücke 33/10. 36/3, nördlich der Grundstücke am Schar​weg sowie östlich der Grundstücke Schönkirchener Stra-

ße 59a, 60 und 68, für den Bereich einer Teilfläche aus dem Flurstück 36/4 an der Schönkirchener Straße zwischen






den Grundstücken Nr. 80 und 82,

b) für den Bebauungspolan Nr. 650 für das Baugebiet Kiel-Die​trichsdorf, zwischen Schönkirchener Straße 77 und 102 so​wie Einmündung Oppendorfer Straße in die Schönkirchener Straße






werden aufgehoben.

II. a) Die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Be​bauungsplan Nr. 647 für das Baugebiet Kiel-Dietrichsdorf, beiderseits Schönkirchener Straße, zwischen den Straßen Strohredder und Steertsraderedder, westlich der Flurstük​ke 33/10, 36/3, nördlich der Grundstücke am Scharweg sowie östlich der Grundstücke Schönkirchener Straße 59a, 60 und 68, für den Bereich einer Teilfläche aus dem Flur-

stück 36/4 an der Schönkirchener Straße zwischen den Grundstücken Nr. 80 und 82 wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.

Von der Unterrichtung und Erörterung der Bürgerinnen und Bürger wird gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch abgesehen, weil sich die Aufhebung nur unwesentlich auf das Plange​biet und die Nachbargebiete auswirkt.

b) Für das Baugebiet Kiel-Dietrichsdorf, zwischen Schönkir​chener Straße Nr. 77 und Nr. 102 sowie Einmündung Oppen​dorfer Straße in die Schönkirchener Straße wird entspre​chend dem in der Sitzung aushängenden Plan der Bebauungs​plan Nr. 650 als Entwurf erneut beschlossen.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

28. Betreff:  Erhaltungssatzung für das Gebiet in Kiel-Mitte,     - Drs. 834 



​Metzstraße zwischen Eckernförder Straße und



Hasseldieksdammer Weg sowie die Querstraßen



zum Westring (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Gebiet in Kiel-Mitte, Metzstraße zwischen Eckernförder

Straße und Hasseldieksdammer Weg sowie die Querstraßen zum West​ring wird die Aufstellung einer Erhaltungssatzung gem. § 172 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch beschlossen. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.

- Der Aufstellungsbeschluß des Bauausschusses vom 05.09.1991 wird auf die im Übersichtsplan gekennezcihneten Teilflächen des städtischen Krankenhauses erweitert.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Verlängerung der Geltungsdauer der Veränderungs-    - Drs. 835 



​sperre Nr. 38 für einen Teilbereich des

Bebauungsplanes Nr. 743 für das Baugebiet Kiel​südliche Innenstadt, südlich Johann-Meyer-Straße, westlich Rondeel, nördlich Bundesbahnstrecke Kiel-Eckernförde, östlich Gasreglerstation


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verlän-

gerung der Geltungsdauer der Veränderungssperre Nr. 38 für einen Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 743 mit dem Baugebiet Kiel -

südliche Innenstadt, südlich Johann-Meyer-Straße, westlich Rondeel, nördlich Bundesbahnstrecke Kiel - Eckernförde, östlich Gasreglerstation wird entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan für den Bereich südlich des Neubaus Hamburger Chaus​see 2, westlich der Bebauung Hamburger Chaussee 13-21, nördlich der Bundesbahnstrecke Kiel-Eckernförde, östlich des Grundstückes Johann-Meyer-Straße 11 und der Gasreglerstation beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Entwicklungsbereich Kiel-Wellsee :                  - Drs. 836 



​Kosten- und Finanzierungsübersichten 2. und 3.



Bauabschnitt


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Den Kosten- und Finanzierungsübersichten für den 2. und 3. Bauab-

schnitt (Anlagen 1 und 2) wird als Grundlage für die weitere Vor​bereitung und Durchführung zugestimmt.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

31. Betreff:  Einziehung von Straßen                              - Drs. 837 



​hier: Seekamper Kirchensteig


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, den Seekamper Kirchen-

steig gem. § 8 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes für das Land Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl.  Schl.-H., S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBL. Schl.-H., S. 44), den Seekamper Kir​chensteig für den öffentlichen Fußgängerverkehr einzuziehen.


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

32. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 838 ​



58.6793 - öffentliche Grün- und Parkanlagen;



sonstige innere Kostenerstattung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 58.6793 - öffentliche Grün- und Parkanla-

gen; sonstige innere Kostenerstattungen - wird einer überplanmä​ßigen Ausgabe von 40.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 72.1691.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 839 



​873.540 - Parkhäuser; Grundsteuern und sonstige Grundstücksabgaben


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 873.540 - Parkhäuser; Grundsteuern und

sonstige Grundstücksabgaben - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 80.000,-- DM zugestimmt.



Die Ausgabe wird gedeckt durch entsprechende Mehreinnahmen bei



der Haushaltsstelle 873.140 - Parkhäuser; Pacht, Miete -.

Der Bauausschuß berät die Vorlage in seiner Sitzung am 05. Dezember 1991.

Der Berichterstatter wird das Beratungsergebnis mündlich mitteilen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 841 



​700.6592 - Stadtentwässerung; Kostenerstattung



für die Unterhaltung von Kraftfahrzeugen


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 700.6792 - Stadtentwässerung; Kostener-

stattung für die Unterhaltung von Kraftfahrzeugen - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 50.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch entsprechende Mehreinnahmen bei 771.1691 - zentrale Kraftfahrzeugwerkstatt; sonstige innere Ko​stenerstattungen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 842 ​



612.6792 - Stadtvermessungsamt; Kostenerstattung



für die Unterhaltung von Kraftfahrzeugen


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 612.6792 - Stadtvermessungsamt; Kostener-

stattung für die Unterhaltung von Kraftfahrzeugen - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 8.500,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 771.1691 - zentrale Kraftfahrzeugwerkstatt; sonstige innere Kostenerstattungen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 843 ​



58.6792 - öffentliche Grün- und Parkanlagen;



Kostenerstattung für Kfz und Kraftstofflieferung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 58.6792 - öffentliche Grün- und Parkanla-

gen; Kostenerstattung für Kfz und Kraftstofflieferung - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 163.200,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 771.1691 - zentrale Kraftfahrzeugwerkstatt; sonstige innere Kostenerstattungen -.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe zur Förderung des ÖPNV       - Drs. 845 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
Zugestimmt wird unter dem Vorbehalt der verbindlichen Bewilligung



entsprechender Zuschüsse nach § 25 FAG




1. der Leistung überplanmäßiger Ausgaben bei




1.1 der Haushaltsstelle 791.715 

- An die KVAG zur Förderung des ÖBNV - (Betriebszuschuß) - in Höhe von

10.000,-- DM




1.2 der Haushaltsstelle 791.001.985 

- An die KVAG zur Förderung des ÖPNV - (Investitionszuschuß) in Höhe von
152.000,-- DM



2. der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe

bei der Haushaltsstelle 791.591 - Werbung für Umland mit dem Vermerk: übertragbar, soweit rechtlioche Verpflichtungen eingegangen 

worden sind - in Höhe von
100.000,-- DM



zusammen
262.000,-- DM







=============



Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei den Haushaltsstellen



3.1
791.171 - Zuweisung vom Land





für den ÖPNV - in Höhe von
110.000,-- DM



3.2
791.001.361 - Vom Land für





den ÖPNV - in Höhe von
152.000,-- DM



zusammen
262.000,-- DM







=============


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Neufestsetzung der KVAG-Fahrtarife
  - Drs. 846 -


Berichterstatter:  Staddtschulrat Zimmer


Antrag:
Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver-

sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gem. § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrags einem Beschluß gemäß dem Wortlaut des Antrages der als Anlage beigefügten Vorla​ge der Kieler Verkehrsaktiengesellschaft vom 27. November 1991 zuzustimmen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

39. Betreff:  Senkung der Gaspreise der Stadtwerke Kiel AG
  - Drs. 847 -



zum
01.01.92


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver-

sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gem. § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrages der Änderung der allgemeinen Tarifpreise für Gas zum 01.01.1992 gemäß der als Anlage beigefügten Vorlage des Vorstandes der Stadtwerke Kiel AG vom
12.11.1991 zuzustimmen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

40. Betreff:  Einrichtung eines Sporthafenbeirates
  - Drs. 805 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
1. Zur Beratung des Werkausschusses der Hafen- und Verkehrsbe-

triebe in Sporthafenbelangen wird ein Sporthafenbeirat einge​richtet.

2. Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Segel​sport- und Motorsportvereine im Hafenbeirat werden zeitgleich mit der Einrichtung eines Sporthafenbeirates abberufen.



3. Die Zuständigkeitsordnung der Landeshauptstadt Kiel vom

16. Dezember 1977 ist dem beigefügten Änderungsentwurf ent​sprechend zu korrigieren.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

41. Betreff:  Neubau einer Rettungswache für das                  - Drs. 865 ​Notarzteinsatzfahrzeug auf dem Gelände



des Städtischen Krankenhauses

hier: 1. Planungsauftrag gem. § 5 Abs. 2 und 2. Raumprogramm 

gem. § 6 Abs. 1 a 
der Baumittelrichtlinien


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
1. Dem Planungsauftrag und 



2. folgendem Raumprogramm für die Rettungswache für das Notarzt-




einsatzfahrzeug auf dem Gelände des Städtischen Krankenhauses




wird zugestimmt:



2.1  Bereitschaftsraum Notarzt ca. 16 m  



2.2  Bereitschaftsraum Rettungsassistent (Notarzteinsatzfahr​zeug 1) ca. 16 m  



2.3  Bereitschaftsraum und Büro Leitender Notarzt ca. 16 m  2.4 





 Bereitschaftsraum für auszubildende Rettungsassistenten 

für das Notarzteinsatzfahrzeug ca. 12 m  



2.5  Geräteraum und Desinfektion ca. 20 m  



2.6  Wageneinstellraum mit Wasseranschluß und Absaugung als ge​heizte 



Garage für das Notarzteinsatzfahrzeug







(ca. 3,60 m x 7,20 m) 26 m  

2.7  Mehrzweckraum für Unterricht, Ausbildung, Besprechung und Aufenthalt 28 m  




2.8  Teeküche ca. 10 m  

2.9  WC mit Vorraum ca. 3 m  2.10 Dusche mit Umkleide ca. 3 m 

Nutzfläche zusammen ca. 150 m  mit Erweiterungsmöglichkeit für:

2.11 Wageneinstellraum mit Wasseranschluß und Absaugung als ge​heizte Garage für das Reservenotarzteinsatzfahrzeug

(ca. 3,60 m x 7,20 m) ca. 26 m  

2.12 Bereitschaftsraum für den Rettungsassistenten des Reserve​notarzteinsatzfahrzeuges ca. 16 m 


Beschluß: Von der Tagesordnung abgesetzt

42. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden           - Drs. 873 



​Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Mitte


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wahl des Oberlöschmeisters Hans-Joachim Regulin, geb. am

25.10.1949 in Schleswig, wohnhaft Randersstr. 24, 2300 Kiel 1, zum stellvertretenden Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-



Mitte wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

43. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) schließt die Öffentliche Sitzung.


Stadtpräsidentin             1. Schriftführerin         2. Schriftführerin

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführerin


Protokollführer

